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Verbot von  Compact : Gerichtstermin
für Grundsatzentscheidung festgelegt

Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet am 12. Februar
2025 über das Verbot des rechtsextremen Magazins

«Compact».

Leipzig (dpa) – Das Bundesverwaltungsgericht wird im Februar
2025 über das umstrittene Verbot des rechtsextremen Magazins
«Compact» entscheiden. Dieses Verbot, das von
Bundesinnenministerin Nancy Faeser (SPD) in die Wege geleitet
wurde, ist derzeit vorläufig ausgesetzt, was bedeutet, dass das
Magazin unter bestimmten Rahmenbedingungen weiterhin
erscheinen darf. Der gerichtliche Termin für das Hauptverfahren
zum endgültigen Status des Verbots ist für den 12. Februar 2025
festgelegt, mit der Möglichkeit einer Fortsetzung am 13. und 14.
Februar.

Das Gericht nahm eine kritische Haltung gegenüber dem Verbot
ein, da Zweifel an dessen Verhältnismäßigkeit geäußert wurden.
Diese Bedenken stellen die Rechtmäßigkeit der Maßnahme in
Frage, was bedeutet, dass das Verbot vor Gericht
möglicherweise nicht bestehen könnte. Die Entscheidung, die für
in etwa einem halben Jahr erwartet wird, könnte weitreichende
Konsequenzen für die rechtsextreme Szene in Deutschland
haben und zeigt, wie schwierig es sein kann, eine Balance
zwischen dem Recht auf Meinungsfreiheit und dem Kampf
gegen Extremismus zu finden.

Zurückblick auf das Verbot von «Compact»

Das Verbot wurde am 16. Juli 2023 von Faeser ausgesprochen,



die das Magazin als «zentrales Sprachrohr der
rechtsextremistischen Szene» bezeichnete. Diese Formulierung
deutet darauf hin, dass das Ministerium eine klare Verbindung
zwischen dem Magazin und extremistischen Ideologien sieht.
Kritiker, einschließlich der FDP, AfD und der Union, äußerten sich
nach dem vorläufigen Scheitern des Verbots scharf und werfen
Faeser vor, bei der Umsetzung ihrer Strategie gegen
Extremismus gescheitert zu sein.

Bundesinnenministerin Faeser zeigte sich jedoch optimistisch
und betonte die Wichtigkeit der gerichtlichen Überprüfung
solcher Verbote in einem Rechtsstaat. In ihrer Erklärung zu den
rechtlichen Auseinandersetzungen betonte sie auch, dass
frühere Verbotsverfügungen ihres Ministeriums vor Gericht
erfolgreich bestätigt worden seien. Diese Feststellungen
unterstreichen das Spannungsverhältnis zwischen der
Regulierung von Medien und den individuellen Rechten
innerhalb der deutschen Rechtsordnung.

Die Debatte über das Verbot von «Compact» spiegelt eine
breitere gesellschaftliche Herausforderung wider. Die
Inhaltskontrolle über Medien, die als extremistisch gelten, führt
oft zu heftigen Auseinandersetzungen zwischen politischen
Akteuren und der Öffentlichkeit. Hinzu kommt, dass das
vorläufige Aufheben des Verbots das Magazin in die Lage
versetzt, seine Publikationen fortzuführen, was Demonstrationen
und Meinungsäußerungen von Abonnenten und Unterstützern
nach sich ziehen könnte.

Relevanz und die nächsten Schritte

Die bevorstehende Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichts wird nicht nur das Schicksal des
Magazins «Compact» bestimmen, sondern auch als
Präzedenzfall für zukünftige Rechtsstreitigkeiten über die
regulatorische Kontrolle von Medien dienen. Die Komplexität der
Thematik erfordert von den Gerichten eine differenzierte
Sichtweise, bei der sowohl die Meinungsfreiheit als auch der



Schutz der Öffentlichkeit vor extremistischen Inhalten gewahrt
werden müssen. Die anhaltende Prüfungsphase könnte auch als
wertvolle Gelegenheit dienen, die juristischen Grundlagen für
den Umgang mit solchen Publikationen zu schärfen.

Bis zur endgültigen Entscheidung bleibt die Öffentlichkeit
aufgerufen, unvoreingenommen über die Entwicklungen zu
berichten und sich über die möglichen Auswirkungen der
Gerichtsurteile zu informieren. Der Fall zeigt, wie sensibel und
polarisierend das Thema Extremismus in unserer Gesellschaft ist
und wie die rechtlichen Rahmenbedingungen die Dialoge rund
um Freiheit und Sicherheit prägen können.

Hintergrund der Debatte um rechtsextreme
Publikationen

Das Verbot und die rechtlichen Auseinandersetzungen rund um
das Magazin «Compact» sind Teil einer breiteren Diskussion
über die Rolle von rechtsextremen Publikationen in Deutschland.
In den letzten Jahren hat die Gesellschaft zunehmend auf die
Gefahren des Rechtsextremismus reagiert. Organisationen wie
die Amadeu Antonio Stiftung und der Verfassungsschutz
dokumentieren regelmäßig die Aktivitäten extremistischer
Gruppierungen und deren Einfluss auf gesellschaftliche
Diskurse.

Die politischen Maßnahmen, die gegen rechtsextreme Medien
ergriffen werden, stehen häufig in der Kritik. Während
Befürworter solcher Verbote auf die Notwendigkeit hinweisen,
demokratische Werte zu schützen und eine Normalisierung
extremistischer Ideologie zu verhindern, argumentieren Kritiker,
dass Verbote die Meinungsfreiheit einschränken und der
Zielgruppe nur mehr Aufmerksamkeit schenken. Dies wirft die
Frage auf, wie eine effektive Prävention gegen Hassrede und
Extremismus aussehen kann.

Aktuelle Statistiken zum



Rechtsextremismus in Deutschland

Laut dem Verfassungsschutzbericht 2022 ist die Zahl der
rechtsextremen Straftaten in Deutschland gestiegen. Im Jahr
2021 wurden über 10.000 Straftaten in diesem Spektrum
verzeichnet, darunter mehrere hunderte Gewalttaten. Diese
Zahlen verdeutlichen das Ausmaß der Herausforderung, vor der
die Sicherheitsbehörden stehen. Zudem zeigen Umfragen des
Deutschen Bundestags, dass ein Drittel der Befragten der
Meinung ist, dass der Rechtsextremismus in den letzten Jahren
zugenommen hat.

Ein weiteres wichtiges Element in diesem Kontext ist der Einfluss
von sozialen Medien, wo rechtsextreme Inhalte oft unbeobachtet
verbreitet werden. Der Bundesrat hat im vergangenen Jahr
darüber diskutiert, Maßnahmen zu ergreifen, um die Verbreitung
solcher Inhalte einzuschränken und die Verantwortlichkeit von
Plattformbetreibern zu erhöhen.
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